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Auf dem Weg zu Teilhabe und Inklusion „Ein realistisches, auf verlässlichen Zahlen fußendes und nicht länger von Mitleid und Defizi-
ten geprägtes Bild von Menschen mit Behinderungen ist eine wesentliche Voraussetzung zur Verwirklichung des Inklusionsgedankens.“1 Diesen Auftrag aus dem Nationalen Aktionsplan 
setzt die Bundesregierung Schritt für Schritt um. 

Über 7 Millionen Menschen gelten in Deutschland als schwerbehindert, rund 17 Millionen 

Menschen im Alter von über 18 Jahren leben mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen oder 

chronischen Krankheiten, die sie im täglichen Leben einschränken. Das sind jede vierte Frau 

und jeder vierte Mann. Jeder von uns kennt folglich einen Menschen aus der unmittelbaren 

Umgebung, der von Beeinträchtigungen betroffen ist. Die Frage nach Teilhabechancen an-

gesichts vorhandener Beeinträchtigungen geht uns damit alle an. Da die meisten Beeinträch-

tigungen nicht angeboren sind, sondern erst im Lebensverlauf entstehen, wird sich durch 

den demografischen Wandel der Bevölkerungsanteil von Menschen mit Beeinträchtigungen 

in der Zukunft noch erhöhen. 

Beeinträchtigung und Behinderung: Vom Behindert-Sein zum Behindert-Werden 

Die Bundesregierung unterscheidet in diesem Teilhabebericht zwischen Beeinträchtigung 

und Behinderung. Liegt aufgrund von Besonderheiten von Körperfunktionen2 oder Kör-

perstrukturen eine Einschränkung vor, z. B. beim Sehen, Hören oder Gehen, wird dies als 

Beeinträchtigung bezeichnet. Erst wenn im Zusammenhang mit dieser Beeinträchtigung 

Teilhabe und Aktivitäten durch ungünstige Umweltfaktoren dauerhaft eingeschränkt werden, 

wird von Behinderung ausgegangen. 

Wenn in diesem Bericht von Menschen mit Beeinträchtigungen oder von Menschen mit Be-

hinderungen gesprochen wird, dann stets nur unter dem Blickwinkel, dass Beeinträchtigun-

gen Teil menschlicher Vielfalt sind. Es ist eben normal, verschieden zu sein. Behinderung 

hingegen entsteht durch Benachteiligung. Der Bericht konzentriert sich vor diesem Hinter-

grund bewusst nicht auf die detaillierte Darstellung von Beeinträchtigungen. Vielmehr werden 

die Lebenslagen von Menschen, die beeinträchtigt sind und die Behinderungen durch ihre 

Umwelt erfahren, untersucht. 

Insofern wird das begriffliche Instrumentarium der International Classification of Functioning, 

Disability and Health (ICF)3 durchgängig verwendet. Damit wird erreicht, dass die Indikatoren 

                                                
1 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg., 2011): Unser Weg in eine inklusive Gesellschaft. Der Nationale Aktionsplan 

der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, Berlin. 
2 Dies schließt auch psychische und geistige Funktionen ein. 
3 http://www.dimdi.de/static/de/klassi/icf/index.htm, abgerufen am 17.09.2012. 
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künftig für einen internationalen Vergleich der Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchti-

gungen verwendet werden können. 

 

Grafik nach: Siehe Fußnote 4. 

Das Sozialgesetzbuch IX definiert Behinderung ebenfalls über die Beeinträchtigung der Teil-

habe und nähert sich somit bereits dem Sprachgebrauch der ICF. 

Ein neuer Teilhabebericht 

Der Deutsche Bundestag hat 1982 beschlossen, dass die Bundesregierung in jeder Wahlpe-

riode über die Lage der behinderten Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe zu berich-

ten hat.5 

Mit der Ratifikation des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention, UN-BRK) hat sich Deutschland 

verpflichtet, Informationen zu sammeln, die es ermöglichen, politische Konzepte zur Durch-

führung dieses Übereinkommens auszuarbeiten und umzusetzen. Dies beinhaltet in beson-

derer Weise statistische und empirische Grundlagen. 

                                                
4 Vergleiche Seite 5 in: http://www.imbi.uni-freiburg.de/medinf/gmds-ag-

mdk/archiv/2006/symposium_140906/09_Schuntermann_Leipzig_060914.pdf, abgerufen am 04.12.2012 
5 Beschluss vom 25.06.1982 zu Nummer II.1 Buchstabe b der Beschlussempfehlung auf Drs. 9/1753 und Beschluss vom 

30.11.2006 zu Nummer II der Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/2840, vgl. § 66 SGB IX. 
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Die bisherigen Berichte haben sich darauf konzentriert, die in der jeweiligen Legislaturperio-

de ergriffenen Maßnahmen und Aktivitäten darzustellen. Die Lebenslagen von Menschen mit 

Behinderungen wurden hingegen nur unzureichend abgebildet. Das haben wir mit dem vor-

liegenden Bericht geändert.  

Die Bundesregierung nimmt mit dem Teilhabebericht nun erstmals die tatsächlichen Lebens-

lagen von Menschen mit Beeinträchtigungen in den Blick. Der Bericht untersucht die Frage, 

inwiefern Menschen, die beeinträchtigt sind, im Zusammenwirken mit Umweltfaktoren Be-

schränkungen ihrer Teilhabechancen erfahren, d. h. dadurch erst behindert werden. Er un-

tersucht also Faktoren, die die Teilhabe einschränken und Umstände, die sich für die Teilha-

be als förderlich erweisen.  

Dieser neue Ansatz soll für Politik und Praxis eine empirisch fundierte Informationsbasis lie-

fern. In dem Bericht wird analysiert, wie räumliche, soziale und infrastrukturelle Umweltbe-

dingungen sowie personale Faktoren eine gleichberechtigte Teilhabe behindern oder stär-

ken. Er gibt zusätzlich Auskunft über Leistungen und Aktivitäten von Politik und Leistungs-

trägern, die Teilhabeeinschränkungen abbauen. Das Ziel ist, analog zum Nationalen Akti-

onsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (NAP) 

Handlungsnotwendigkeiten für die Politik und Gesellschaft auf eine empirische Grundlage zu 

stellen. Mit dem NAP hat die Bundesregierung dabei bereits 2011 neben einer Bestandsauf-

nahme die Handlungsnotwendigkeiten in Form von Zielen und Maßnahmen in einer Ge-

samtstrategie für die nächsten zehn Jahre zusammengefasst, welche im Rahmen der den 

jeweils betroffenen Ressorts zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln finanziert werden.6 

Wissenschaftlicher Beirat 

Ein interdisziplinär zusammengesetzter Wissenschaftlicher Beirat hat bei der Erstellung die-

ses Berichtes mitgewirkt. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben dabei die 

gewonnen Daten nicht nur bewertet, eingeordnet, ergänzt und geschärft. Der Wissenschaftli-

che Beirat hat mit seinen Kommentaren am Ende der jeweiligen Kapitel eine eigene Per-

spektive in den Bericht eingebracht. 

Die Beiträge des Wissenschaftlichen Beirats unterliegen der wissenschaftlichen Freiheit und 

bilden die Bandbreite der wissenschaftlichen Diskussion ab. Damit ist keine Aussage getrof-

fen, inwieweit sich die Bundesregierung die jeweilige Position zu eigen macht. Vielmehr soll 

der neue Bericht durch eine umfassende Darstellung unterschiedlicher Sichtweisen eine 
                                                
6 Vgl. Artikel 4 Absatz 2 der UN-Behindertenrechtskonvention: „Hins icht lichderwirtschaft lichen, soz ialen und kulturellen Rechte 

verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, unter Ausschöpfung seiner verfügbaren Mitte l (…) Maßnahmenzu t reffen, um nach und
nach die volle Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, unbeschadet derjenigen Verpflichtungen aus diesem Übereinkom-
men, d ie nachdemVölkerrecht sofort anwendbar s ind.“ 
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breite Diskussion über die bestmögliche Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen in 

Deutschland ermöglichen. 

Erstmalig: Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen 

In Erfüllung der Verpflichtung aus der UN-Behindertenrechtskonvention ist die Perspektive 

und Expertise von Menschen mit Behinderungen und der sie vertretenden Organisationen 

von Anfang an in den neuen Teilhabebericht eingeflossen. Drei der neun Mitglieder des Wis-

senschaftlichen Beirates wurden vom Deutschen Behindertenrat benannt. Diese Einbezie-

hung von Anfang an ist Leitlinie für die künftigen Berichterstattungen. Und diesem Standard 

stellt sich die Bundesregierung. 

Darüber hinaus wurde laufend die Expertise von entscheidenden Multiplikatoren eingeholt 

und in den Bericht integriert. So gab es einen fruchtbaren institutionalisierten Fachaustausch 

mit der Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention, mit dem Beauftragten der 

Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen und der Antidiskriminierungsstelle 

des Bundes (ADS). 

Lebenslagenansatz 

Die Bundesregierung orientiert sich bei diesem Teilhabebericht am Lebenslagenansatz, um 

die Gesamtheit der Ressourcen und Beschränkungen, die eine Person bei der Verwirkli-

chung eigener Lebensvorstellungen beeinflussen, in die Analyse einzubeziehen. Ressourcen 

und Beschränkungen können sich beispielsweise auf die wirtschaftliche Lage, auf die Bil-

dung oder die soziale Einbindung beziehen, die für die Entfaltungsmöglichkeiten einer Per-

son von Bedeutung sind. Das Lebenslagenkonzept in der Sozialberichterstattung betrachtet 

dabei nicht nur eine dieser Dimensionen isoliert, sondern die Wechselwirkungen zwischen 

den Handlungsmöglichkeiten in unterschiedlichen Lebensbereichen. Untersuchungen, denen 

der Lebenslagenansatz zugrunde liegt, verfolgen das Ziel, die tatsächliche Lebenswirklich-

keit der Menschen und deren Handlungsspielräume möglichst differenziert und umfassend 

zu beschreiben.7 Sie nutzen dabei nicht nur objektive Merkmale, sondern auch subjektive 

Einschätzungen, z. B. in Form persönlicher Einstellungen, Selbsteinschätzungen oder durch 

die Bewertung immaterieller Dimensionen, wie der sozialen Einbindung. Außerdem berück-

sichtigen sie, dass häufig spätere Lebenslagen durch frühere beeinflusst werden. Das ist 

unmittelbar einsichtig, wenn man etwa an den Zusammenhang von allgemeinen Schulab-

schlüssen und beruflichen Ausbildungsmöglichkeiten denkt. 

                                                
7 Die Ausführungen zum Lebenslagenansatz beruhen u. a. auf folgenden Quellen: Voges et al. (2003): Methoden und Grundla-

gen des Lebenslagenansatzes, Bremen, S. 44 ff.; Engels, D. (2008): Lebenslagen. In: Maelicke, B: (Hrsg.): Lexikon der Sozi-
alwirtschaft, Baden-Baden, S. 643-646. 
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Der Lebenslagenansatz findet in diesem Bericht in den Grundzügen Anwendung, auch wenn 

die subjektive Wahrnehmung und Interpretation des Lebens der Menschen mit Behinderun-

gen aufgrund der noch unzureichenden Datenlage derzeit nur punktuell einfließen kann. Im 

Bericht werden die Lebenslagedimensionen als Teilhabefelder bezeichnet. Im Einzelnen 

handelt es sich dabei um die in UN-BRK und im Aktionsplan der Bundesregierung zur Um-

setzung der UN-Behindertenrechtskonvention (NAP)8 beschriebenen Themenbereiche Fami-

lie und soziales Netz, Bildung und Ausbildung, Erwerbsarbeit und Einkommen, Alltägliche 

Lebensführung, Gesundheit, Freizeit, Kultur und Sport, Sicherheit und Schutz vor Gewalt 

sowie Politik und Öffentlichkeit.  

Indikatoren 

Der Bericht nutzt Indikatoren, um das Maß der Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigun-

gen abzubilden. Mittels der im Bericht genutzten Indikatoren wird die Wahrnehmung von 

Teilhabechancen in den jeweiligen Lebenslagen beschrieben. Dabei stützen sich die Indika-

toren auf Daten aus repräsentativen Untersuchungen. 

Der Indikatorensatz wurde aus der UN-Behindertenrechtskonvention abgeleitet. Die Indikato-

ren wurden so gewählt, dass sie die darin beschriebenen jeweiligen Lebenslagen angemes-

sen abbilden können. Dabei wird jeweils die Teilhabe von Menschen mit und ohne Beein-

trächtigungen verglichen. Wenn sich Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen hinsichtlich 

ihrer Teilhabe unterscheiden, ist das ein Hinweis auf mögliche Benachteiligung und Behinde-

rung. Für die Aussagekraft eines Indikators über Bildungsbeteiligung ist zum Beispiel maß-

geblich, welchen Bildungsabschluss junge Menschen mit Beeinträchtigungen im Vergleich 

zur Gesamtheit aller Schulabgänger erreichen und nicht, wie viele Kinder eine Förderschule 

besuchen. 

Die im Bericht vorgestellten Indikatoren differenzieren deshalb jeweils zwischen der Teilhabe 

von Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen. Das unterschiedliche Ausmaß, in dem 

Teilhabechancen realisiert werden können, wird als Indikator für das Vorliegen von Behinde-

rungen genutzt. 

Die Indikatoren sind zunächst als Startpunkt für den Aufbau von Zeitreihen angelegt, damit 

künftig Fortschritte und Herausforderungen auf dem Weg zur Teilhabe sichtbar gemacht 

werden können. Der in diesem Bericht vorgestellte Indikatorensatz wird für künftige Berichte 

weiter entwickelt. Er ist in der jetzigen Form das Grundgerüst für zukünftige Berichterstat-

                                                
8 http://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/nationaler-aktionsplan.html, abgerufen am 27.11.2012. 
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tung. In der Zusammenschau zeichnen die Indikatoren bereits jetzt ein Bild der Lebenslagen, 

das durch das Eintreten oder Vorliegen von Beeinträchtigungen geprägt wird. 

Querschnittsthemen 

Die Querschnittsthemen Gender Mainstreaming, Migration, Alter, Barrierefreiheit, Diskrimi-

nierung, Assistenzbedarf und Armut, die im Nationalen Aktionsplan definiert worden sind, 

werden, soweit dies möglich ist, innerhalb der Handlungsfelder dargestellt oder als Merk-

malsausprägung eines Indikators (z. B. Verteilung nach Alter, Geschlecht) abgebildet und 

damit im Zuge der Auswertung der Indikatoren systematisch berücksichtigt. 

Datengrundlagen 

Eine umfassende die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen in ihrer Vielfalt 

widerspiegelnde Berichterstattung wird gegenwärtig durch die unzureichende Datengrundla-

ge erheblich erschwert.  

So sehen viele amtliche Statistiken (wie zum Beispiel der Mikrozensus) lediglich die Erfas-sung des Merkmals „amtlich anerkannte Behinderung“ vor, nicht jedoch das Vorliegen einer 

Beeinträchtigung, die zu einer Anerkennung einer Behinderung oder Schwerbehinderung 

führen würde, wenn ein entsprechender Antrag gestellt würde. 

Deshalb ist die Lebensrealität typischer Gruppen unter den Menschen mit Beeinträchtigun-

gen nicht in allen Statistiken erfasst. Denn der Antrag auf Anerkennung einer Schwerbehin-

derung wird meist gestellt, um Nachteilsausgleiche wie den besonderen Kündigungsschutz 

beanspruchen zu können. Dies bildet die Statistik ab. Die Teilhabe von Hausfrauen und 

Hausmännern oder von Rentnerinnen und Rentnern, aber auch von Menschen mit schweren 

chronischen Krankheiten fällt weitgehend aus der statistischen Bestandsaufnahme heraus. 

Einige der nutzbaren Daten beruhen auf repräsentativen Haushaltsbefragungen wie dem 

Sozio-oekonomischen Panel, die Personen in stationärer Unterbringung grundsätzlich aus-

schließen. Die adäquate und systematische Erfassung der Beeinträchtigung von Heran-

wachsenden unter Bezugnahme auf ihre individuellen Betreuungs- und Förderbedarfe fehlt 

gänzlich. Über den Zeitpunkt des Eintretens von Beeinträchtigungen liegen keine Daten vor, 

sodass nicht sicher bestimmt werden kann, welche Ressourcen zu ihrer Kompensation im 

Lebensverlauf gewonnen werden konnten und wie diese die individuellen Handlungsspiel-

räume beeinflussen. Nicht zuletzt sind die bisher vorliegenden Daten nicht unter dem Aspekt 

erhoben worden, die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen abzubilden, und 

beruhen zum Teil auf einem überholten Verständnis von Behinderung. 
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Der Teilhabebericht benennt diese Datenlücken und die dadurch bedingte eingeschränkte 

Aussagekraft. Die Bundesregierung wird diese Datenlücken mittels einer breit angelegten 

repräsentativen Studie zur Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen schließen, die als 

Datenbasis für künftige Teilhabeberichte dienen wird. Die Ergebnisse dieser Studie sollen für 

den Teilhabebericht der nächsten Legislaturperiode vorliegen. 

Typische Teilhabekonstellationen 

In diesem Bericht wird einerseits der Versuch unternommen, auf der Basis der bereits ver-

fügbaren Indikatoren Personengruppen zu identifizieren, die ein hohes Risiko tragen, in ihrer 

Teilhabe eingeschränkt zu werden. Andererseits macht die Analyse auch sichtbar, dass es 

eine große Gruppe von Menschen gibt, die trotz ihrer erheblichen Beeinträchtigungen ein 

hohes Maß an Teilhabe realisieren können. Folglich richtet sich die Aufmerksamkeit auch auf 

stärkende Umweltfaktoren. Diese zu fördern und zu entwickeln ist neben dem Abbau von 

Barrieren eine wichtige politische Herausforderung. Besondere Aufmerksamkeit verdient deshalb das Kapitel „Typische Teilhabekonstellationen“.
Deutlich wird hier, dass das Vorhandensein auch von schweren Beeinträchtigungen eine 

weitgehend unbehinderte Lebensführung erlauben kann, wenn die übrigen Rahmenbedin-

gungen stimmen. Andererseits können sich relativ leichte Beeinträchtigungen zu einer mas-

siven (Teilhabe-)Behinderung auswachsen, wenn weitere ungünstige Lebensumstände hin-

zutreten. 

Schwerpunktthemen 

Die Bundesregierung hat sich für diesen Bericht entschieden, der Situation von älteren Men-

schen mit Beeinträchtigungen und der Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen be-

sonders in den Fokus zu stellen. Deshalb widmen wir uns mit zwei Schwerpunktthemen die-

sen Personengruppen. 

Alte Menschen mit Beeinträchtigungen stehen selbst vor großen Herausforderungen und 

stellen die Gesellschaft vor besondere Anforderungen. Viele Menschen erfahren gesundheit-

liche Beeinträchtigungen erst im fortgeschrittenen Alter. Aufgrund der demografischen Ent-

wicklung wird es künftig mehr Menschen geben, die mit Beeinträchtigungen leben. Damit 

entstehen neue Herausforderungen für Staat, Familien und zivilgesellschaftliche Akteure. Die 

Sicherstellung von Selbstbestimmung und Teilhabe wird damit zu einer wesentlichen Zu-

kunftsaufgabe. Die Bundesregierung stellt sich dieser Frage und hat sich deshalb entschie-

den, diese Gruppe in einem eigenen Schwerpunktkapitel genauer zu betrachten.  
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Angesichts erheblich steigender Fallzahlen von Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-

gen - nicht nur in der Arbeitswelt - wird die Darstellung und Analyse der Lebenslagen dieser 

Personengruppe in einem gesonderten Schwerpunkt konzentriert. 

Es dürften mehrere Faktoren dafür verantwortlich sein, dass der Anteil der Menschen mit 

diagnostizierten psychischen Störungen bei den anerkannten Schwerbehinderten steigt. 

Gleiches gilt für den sprunghaften Anstieg der stationären Aufnahmen von Patientinnen und 

Patienten mit psychischen oder Verhaltensstörungen und für den Anstieg der Gewährung 

von Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit. Der Gestaltung der Arbeitswelt kommt 

hier besondere Bedeutung zu.  

Staatliche Leistungen und Aktivitäten 

Anders als die Vorgängerberichte stellt dieser Teilhabebericht die Lebenslagen und die tat-

sächliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in den Vordergrund. Er informiert aber 

auch über staatliche Leistungen, die zu einer Verbesserung der Teilhabe führen. Denn gera-

de diese Leistungen sind für Menschen mit Behinderungen von besonderer Bedeutung. 

Deshalb finden sie auch in diesem Bericht Berücksichtigung. Der Bericht unternimmt den 

Versuch, Förderangebote, Nachteilsausgleiche und andere staatliche Leistungen den ver-

schiedenen Teilhabefeldern zuzuordnen. Die Daten werden entsprechend aufbereitet. Der 

Bericht liefert also weniger eine Leistungsschau staatlicher Stellen als vielmehr eine Über-

sicht über Teilhabe fördernde Aktivitäten und Maßnahmen entlang der definierten Lebensla-

gen.  

Erste Erkenntnisse 

Der Bericht stellt die übliche Betrachtung von Behinderung auf den Prüfstand. Aus der Ana-

lyse der Daten entsteht ein Bild, das vielfach von überkommenen Vorstellungen von Men-

schen mit Beeinträchtigungen als vorwiegend hilfebedürftige Personen abweicht. Menschen 

mit Beeinträchtigungen sind und leben so unterschiedlich wie Menschen ohne Beeinträchti-

gungen. Es fällt auf, dass bei fast allen Konstellationen ein Unterschied der Teilhabechancen 

zwischen Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen festzustellen ist. 

Sichtbar werden die Lebenslagen von Menschen, die sich aus den unterschiedlichsten Zu-

sammenhängen heraus mit großen Schwierigkeiten konfrontiert sehen, ihr Recht auf Teilha-

be zu realisieren. Aufgabe der Politik ist es, Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass 

Teilhabe für alle Menschen ermöglicht wird. 
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Familie und soziales Netz 

Im Teilhabefeld Familie und soziales Netz kommt der Teilhabebericht zu folgenden wesentli-

chen Erkenntnissen: 

· Mangelnde soziale Bindungen erschweren Teilhabe. 

· Menschen mit Beeinträchtigungen leben häufiger allein (31 Prozent) und seltener in 

festen Partnerschaften als Menschen ohne Beeinträchtigungen (21 Prozent). 

· Jedes fünfte Kind mit Beeinträchtigungen lebt mit nur einem Elternteil - meist der Mut-

ter - zusammen. Kinder mit Beeinträchtigungen sind seltener als Kinder ohne Beein-trächtigungen der Meinung, „dass in ihrer Familie alle gut miteinander auskommen“. 
· Erwachsene und Kinder mit Beeinträchtigungen erfahren seltener Hilfe und Unter-

stützung durch Familie, Freunde oder Nachbarn als Menschen ohne Beeinträchti-

gungen. 

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, Fa-

milien und familiärer Strukturen nachhaltig zu stärken. Dem dienen auch vielfältige Formen 

der Selbst - und Nachbarschaftshilfe wie z.B. die im gleichnamigen Bundesprogramm geför-

derten Mehrgenerationenhäuser. Mit bedarfsorientierten, niedrigschwelligen Angeboten wer-

den Menschen aller Generationen über Familiengrenzen hinweg unterstützt und gesell-

schaftliche Teilhabe ermöglicht. Sie erleichtern und schaffen unersetzliche zwischenmensch-

liche Bindungen und Verbindungen und stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Von 

besonderer Bedeutung ist darüber hinaus eine wirkungsvolle Frühförderung. Im Rahmen der 

anstehenden Reform der Eingliederungshilfe wird über eine optimale Zusammenführung 

unterschiedlicher Leistungen zu entscheiden sein. 

Bei der Leistungserbringung für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen wird aktuell eine sogenannte „Große Lösung“ im SGBVIII diskutiert, in der die Leistungen für Kinder und J
u-

gendliche mit Behinderungen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe zusammengeführt 

werden. Die Bundesregierung unterstützt den gegenwärtig laufenden Klärungsprozess mit 

den Ländern, mit Verbänden und kommunalen Praktikern. 

Die Bundesregierung hält es für geboten, Familien mit beeinträchtigten Kindern und Familien 

mit beeinträchtigten Eltern mit Unterstützungsangeboten zu entlasten.  

Sie misst deshalb der Absicherung der Familienpflege und dem Ausbau inklusiver Kinderbe-

treuung besondere Bedeutung bei.  

Bildung und Ausbildung 

Für das Teilhabefeld Bildung und Ausbildung wird Folgendes sichtbar: 
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· Je geringer der Schulabschluss und je schwerer die Beeinträchtigung, desto geringer 

ist die Chance auf berufliche und soziale Teilhabe im Erwachsenenalter. 

· Gemeinsame Bildung und Betreuung von Kindern mit und ohne Behinderungen ist im 

vorschulischen Bereich weitgehend verwirklicht: 87 Prozent der Kinder mit Beein-

trächtigungen werden in regulären Tageseinrichtungen betreut. Nur 13 Prozent besu-chen „Tageseinrichtungen für behinderte Kinder“.  

· Im Bereich der schulischen Bildung dominieren die getrennten Bildungswege. Nur 22 

Prozent der Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischer Förderung besu-

chen allgemeine Schulen.  

· Deutlich mehr Jungen (13 Prozent) als Mädchen (4 Prozent) besuchen Förderschu-

len mit dem Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung. 

· 75 Prozent der Schülerinnen und Schüler an Förderschulen erreichen keinen Haupt-

schulabschluss. 

· Die Anzahl der Personen, die auf eine Ausbildung in speziellen „Berufen für Men-schen mit Behinderungen“ ausweichen mussten, ist leicht rückläufig: Im Jahr 2007 

waren es 2,5 Prozent aller neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge. Im Jahr 2011 

waren es 2 Prozent. 

· Menschen mit Beeinträchtigungen verfügen häufiger über ein geringeres schulisches 

Bildungsniveau als Menschen ohne Beeinträchtigungen.  

· 19 Prozent der 30 bis 64-Jährigen mit Beeinträchtigungen haben keinen Berufsab-

schluss, bei den gleichaltrigen Menschen ohne Beeinträchtigungen sind es 11 Pro-

zent 

Die Bundesregierung misst deshalb dem Ausbau inklusiver und hochwertiger Bildung und 

Ausbildung für alle einen hohen Stellenwert bei. Denn Menschen haben insbesondere dann 

ein höheres Risiko, vom gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen zu werden, wenn ge-

sundheitliche Beeinträchtigungen mit niedrigem Bildungs- und/oder Berufsabschluss einher-

gehen. 

Die Bundesregierung unterstützt die Länder bei Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffent-

lichkeit. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird in Kooperation mit dem Bun-

desministerium für Bildung und Forschung und der Kultusministerkonferenz im Juni 2013 

eine gemeinsame Konferenz zur inklusiven Bildung mit dem Schwerpunkt Qualifizierung des 

pädagogischen Fachkräftepersonals durchführen. Der nächste nationale Bildungsbericht, der 

2014 erscheinen wird, hat als Schwerpunktkapitel das Thema „Menschen mit Behinderun-gen“. 
Der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung enthält eine Vielzahl von Maßnahmen, die in 

die berufliche Erstausbildung hineinwirken. Unter anderem sollen die Sonderregelungen für 
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die Ausbildung vereinheitlicht und inklusive Strukturen in die außerbetriebliche Ausbildung 

einbezogen werden. Die Bundesagentur für Arbeit wird ausbildende Betriebe stärker in die 

überbetriebliche Ausbildung von beeinträchtigten Jugendlichen einbeziehen.  

Die Bundesagentur für Arbeit hat ihre För
derstrategie nach dem Grundsatz „so allgemein wiemöglich, so behindertenspezif isch wie nötig“ ausgerichtet. Zielsetzung der BA ist es, den

Anteil an Ausbildungen von Jugendlichen mit Behinderung in betrieblicher Verantwortung zu 

steigern. Gute Konzepte für inklusive Ausbildungsformen wurden entwickelt und umgesetzt 

z.B. begleitete betriebliche Ausbildung und Verzahnte Ausbildung mit Berufsbildungswerken. Die im Februar 2013 gestartete „Initiative zur Erstausbildung junger Erwachsener“ („AusBIL-

DUNG wird was - 
Spätstarter gesucht“) der Bundesagentur für Arbeit hat das Ziel, ab-

schlussorientierte Qualifizierungen in der Gruppe der 25-35-Jährigen deutlich zu erhöhen. 

Schwerpunkt ist die zielgerichtete, passgenaue Förderung abschlussorientierter beruflicher 

Weiterbildungen (Voll- und Teilzeitqualifizierungen in einem anerkannten Ausbildungsberuf, 

Externenprüfung, modulare Teilqualifizierungen). Auch junge Erwachsene mit Behinderung 

können von der Initiative profitieren.  

Auch die Partner des Ausbildungspakts messen dem Thema „Inklusion“ eine große Bedeu-

tung bei und unterstützen junge Menschen mit Behinderung gezielt bei der beruflichen Bil-

dung. Sie werben in den bestehenden Strukturen für die vielfältigen Chancen und Möglich-

keiten einer Berufsausbildung für Menschen mit Behinderungen. 

Erwerbsarbeit und Einkommen 

Der Bericht weist für das Teilhabefeld Erwerbsarbeit und Einkommen folgende Befunde aus: 

· Faire Chancen am Arbeitsmarkt sind nur durch eine Verbesserung der Wettbewerbs-

situation von Menschen mit Beeinträchtigungen sicherzustellen. 

· Von 2005 bis 2010 stieg die Zahl der schwerbehinderten oder ihnen gleichgestellten 

Menschen in Beschäftigung von rund 916.000 auf über eine Million. 

· Bei den beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern hat sich die Zahl der beschäftigten 

schwerbehinderten Menschen von 716.057 (2002) auf 903.838 (2010) stetig erhöht. 

· Die Beschäftigungsquote ist von 4,2 Prozent (2007) auf 4,5 Prozent (2010) gestie-

gen. Damit ist die gesetzliche Zielquote noch nicht erreicht, aber wir nähern uns die-

ser. 
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· Wir haben zugleich zur Kenntnis zu nehmen , dass Menschen mit Beeinträchtigungen 

seltener auf dem ersten Arbeitsmarkt erwerbstätig sind als Menschen ohne Beein-

trächtigung. Die Erwerbsquote von Männern mit Beeinträchtigungen liegt bei 58 Pro-

zent (ohne Beeinträchtigungen 83 Prozent). Die Erwerbsquote von Frauen mit Beein-

trächtigungen liegt bei 58 Prozent (ohne Beeinträchtigungen 75 Prozent). 

· Menschen mit Beeinträchtigungen arbeiten im Schnitt häufiger in Teilzeit und erhalten 

geringere Stundenlöhne als Erwerbstätige ohne Beeinträchtigungen. Menschen mit 

Beeinträchtigungen arbeiten häufiger als Menschen ohne Beeinträchtigungen unter-

halb ihres Qualifikationsniveaus. 

· Menschen mit Beeinträchtigungen sind tendenziell häufiger und auch länger von Ar-

beitslosigkeit betroffen (25,9 Monate) als Nicht-Beeinträchtigte (15,3 Monate).  

· Haushalte in denen Menschen mit Beeinträchtigungen leben, verfügen im Durch-

schnitt über ein geringeres Haushaltseinkommen, niedrigere Renten oder über gerin-

gere Vermögensrücklagen. Sie sind häufiger auf Leistungen der Grundsicherung an-

gewiesen.  

Angesichts der feststellbaren Benachteiligung müssen die Anstrengungen bei der beruflichen 

Integration erhöht werden. Die Demografie-Strategie der Bundesregierung beinhaltet Vor-

schläge, wie Deutschland künftig die Chancen und Potenziale des demografischen Wandels 

nutzen kann, um Wachstum und Wohlstand langfristig zu sichern. Dies schließt auch die 

Gruppe beeinträchtigter und behinderter Menschen ein. 

Wir erkennen auch, dass ein differenziertes System von Nachteilsausgleichen und Förder-

maßnahmen bereits jetzt den Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt erleichtert.  

So bilden die Rehabilitation und die Förderung behinderter und schwerbehinderter Men-

schen einen geschäftspolitischen Schwerpunkt der Bundesagentur für Arbeit. Im Haushalt 

der BA für 2013 sind für die Teilhabe am Arbeitsleben mit rd. 2,4 Mrd. Euro mehr Mittel be-

reitgestellt als im Vorjahr ausgegeben wurden. Für die Förderung von schwerbehinderten 

Menschen stehen zusätzlich 130 Mio. Euro zur Verfügung. Auf diesem Niveau bewegt sich 

die Förderung seit mehreren Jahren. In allen Arbeitsagenturen kümmern sich spezielle 

Teams um die berufliche Eingliederung von Menschen mit Beeinträchtigungen und Rehabili-

tanden. Beratung, Qualifizierung, Vermittlung und finanzielle Förderung sind ein Teil der Auf-

gabe. Arbeitgeber zu informieren, zu überzeugen und Vorbehalte auszuräumen ist ein weite-

rer Teil. Hinzu kommen Förderprojekte mit weiteren Arbeitsmarktpartnern. 

Mit Mitteln der Ausgleichsabgabe fördert die Bundesregierung darüber hinaus mit 100 Millio-

nen Euro im Zeitraum bis 2016 im Rahmen der Initiative Inklusion Wege in den ersten Ar-

beitsmarkt, angefangen bei Berufsorientierung über betriebliche Ausbildungsplätze bis hin zu 
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zusätzlichen Berufschancen für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Kompeten-

zentwicklung bei Kammern und Verbänden. Da Vorbehalte bei Arbeitgebern meist auf Un-

kenntnis und Unsicherheit beruhen, wird als ein Bestandteil mit der Initiative Inklusion die 

Inklusionskompetenz bei den Kammern ausgebaut. Hier regt sich an vielen Orten Vorbildli-

ches. Bei mehreren Kammern gibt es jetzt bereits Inklusionsberater.  

Ein weiterer wichtiger Baustein ist die Verbesserung der Berufsorientierung von Jugendli-

chen mit Handicaps. Am Ende und nach der Schule werden lebensprägende Weichen ge-

stellt. Jugendlichen sollen verstärkt Alternativen zur Werkstatt angeboten werden. In den 

vergangenen zweieinhalb Jahren haben annähernd 5000 Jugendliche die Chance bekom-

men, zusammen mit ihren Eltern, mit der Schule und der Bundesagentur für Arbeit zu über-

legen, welchen beruflichen Weg sie wie einschlagen oder konkret weiterverfolgen möchten. 

Dieses Angebot wollen wir mit Partnern aus Wissenschaft, Behörden und Betrieben weiter 

ausbauen und differenzieren. Unser Ziel ist mehr gemeinsame, betriebliche Ausbildung von 

Jugendlichen mit und ohne Behinderungen. 

Neben der Initiative Inklusion werden weitere Maßnahmen und Programme, finanziert aus 

der Ausgleichsabgabe,vorbereitet: Mit den Arbeitsmarktpartnern ist die „Initiative Ausbildung und Beschäftigung“ verabredet.
Ziele sind ein Mehr an betrieblichen und betriebsnahen Ausbildungen und ein Mehr an sozi-

alversicherungspflichtiger Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen. 

Dem Abbau von Beratungsdefiziten und Vorbehalten dient eine bundesweite Kampagne, die 

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit den Spitzenverbänden der Wirtschaft 

konzipiert.  

Das vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie geförderte Kompetenzzentrum 

Fachkräftesicherung unterstützt insbesondere kleine und mittlere Unternehmen dabei, das 

Potenzial von Menschen mit Behinderung besser zu nutzen. Es stellt dazu konkrete Hand-

lungsempfehlungen, Praxisbeispiele und weitere Informationen zur Verfügung 9. 

 

Alltägliche Lebensführung 

Im Teilhabefeld alltägliche Lebensführung wird Folgendes deutlich: 

                                                
9 http://www.kompetenzzentrum-fachkraeftesicherung.de, abgerufen am 27.06.2013 
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· Die Lebensqualität hängt wesentlich davon ab, ob die eigene Wohnung zugänglich 

und die Infrastruktur und der öffentliche Raum nutzbar sind. 

· Vielfach sind Wohnungen nicht stufenfrei erreichbar und weisen auch im Inneren Bar-

rieren auf. 

· Straßen, Plätze, öffentliche Toiletten, Schulen und Bildungseinrichtungen etc. sind 

nur teilweise oder mit hohem Aufwand für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen 

nutzbar. 

· Öffentliche Einrichtungen bemühen sich zunehmend um barrierefreien Zugang.  

· Circa 71 Prozent der rund 5400 Bahnhöfe der DB haben im Jahr 2011 stufenfrei zu 

erreichende Bahnsteige. 

· Die Fahrzeuge des Schienenpersonennahverkehrs sind zu etwa 60 Prozent barriere-

frei. 

Die Bundesregierung sieht, nicht zuletzt aufgrund einer immer älter werdenden Gesellschaft, 

in der barrierefreien Gestaltung von Wohnungen und Wohnungsumfeld zentrale Ansatzpunk-

te für die Gestaltung eines Sozialraums, der eine selbstbestimmte Lebensführung so lange 

wie möglich garantiert. 

Der Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK sieht die Notwendigkeit, kostenlose 

Beratung zur barrierefreien Umgestaltung der häuslichen Umgebung anzubieten und univer-

selles Design zu fördern. 

Die Selbstbestimmung und Eigenverantwortung von Menschen mit Behinderungen soll durch 

das Persönliche Budget gestärkt werden. Seit Einführung des Persönlichen Budgets im Jahr 

2008 steigt die Zahl der Budgetnehmerinnen und Budgetnehmer um 3.000 bis 4.000 jährlich 

an. Sie organisieren die von ihnen benötigte Hilfe selbst und nehmen somit Einfluss auf die 

Art der Hilfeleistung. 

Gesundheit 

Die Indikatoren aus dem Bereich Gesundheit zeichnen folgendes Bild: 

· Menschen mit Beeinträchtigungen bewerten ihren körperlichen Gesundheitszustand 

und ihr psychisches Wohlbefinden deutlich schlechter als Menschen ohne Beein-

trächtigungen. 

· Menschen mit Beeinträchtigungen müssen - gemessen an der Häufigkeit der Arztbe-

suche - öfter medizinische Leistungen in Anspruch nehmen als Menschen ohne Be-

einträchtigungen. 

· Vielfach sind Arztpraxen nicht barrierefrei und nicht auf Patientinnen und Patienten 

mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen eingerichtet.  
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· Junge Erwachsene mit Beeinträchtigungen legen weniger Wert auf gesundheitsbe-

wusste Ernährung und trinken häufiger regelmäßig Alkohol.  

· Unter Menschen mit Beeinträchtigungen im Alter von unter 30 Jahren finden sich 

häufiger Raucherinnen und Raucher als unter Menschen ohne Beeinträchtigungen.  

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, eine verbesserte Nutzbarkeit medizinischer Inf-

rastruktur für Menschen mit Beeinträchtigungen zu prüfen. Hierbei geht es nicht nur um Zu-

gangs-, sondern auch um Kommunikations-barrieren. 

Durch die Einführung eines Merkzeichens für taubblinde Menschen im Schwerbehinderten-

ausweis soll deren besonderer Situation Rechnung getragen werden. Nach einer Erhebung 

der Länder gibt es rd. 1.500 taubblinde Menschen. Für die Einführung ist eine Änderung der 

Schwerbehinderten-Ausweisverordnung notwendig (mit Zustimmung des Bundesrates). Das 

Merkzeichen fördert die Bewusstseinsbildung bei Behörden und in der Gesellschaft zu Guns-

ten der betroffenen Menschen. 

Freizeit, Kultur und Sport 

Die Auswertung der Daten zur Freizeitgestaltung macht Folgendes deutlich: 

· Für viele Menschen mit Beeinträchtigungen können Teilhabebeschränkungen in die 

Isolation führen. 

· Menschen mit Beeinträchtigungen verbringen ihre freie Zeit häufiger allein als Men-

schen ohne Beeinträchtigungen. 

· Je höher der Grad der Behinderung ist, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass 

Menschen – ob gewollt oder ungewollt – ihre Freizeit allein verbringen: 19 Prozent 

der Menschen mit einem anerkannten Grad der Behinderung von über 90 verbringen 

ihre Freizeit allein. 

· Menschen mit einer anerkannten Behinderung gehen ähnlich häufig künstlerischen 

oder musischen Tätigkeiten nach wie Menschen ohne anerkannte Behinderung. 

· Mobilitäts- und aktivitätseingeschränkte Menschen machen seltener Urlaubsreisen 

und besuchen seltener kulturelle Veranstaltungen. 

· Positiver Trend: Mit der Erweiterung des sportlichen Angebots hat sich die Mitglieder-

zahl des Deutschen Behindertensportbundes in den vergangenen 20 Jahren verdrei-

facht: von 207.013 im Jahr 1991 auf 618.621 im Jahr 2011. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu der in Art. 30 der UN-BRK formulierten Verpflichtung, 

die Teilhabe vom Menschen mit Beeinträchtigungen am kulturellen Leben sowie an Erho-

lung, Freizeit und Sport zu fördern. 



 

22 

Die Bundesregierung wird in einer Studie u.a. der Frage nachgehen, warum der Anteil der 

Menschen mit Beeinträchtigungen so groß ist, der nie kulturelle Veranstaltungen besucht 

oder die nie Sport treibt.  

Im Filmbereich hat die Bundesregierung bereits diverse Maßnahmen ergriffen, um behinder-

ten Menschen den Zugang zu kulturellen Angeboten zu erleichtern. Eines der wesentlichen 

Ziele des Regierungsentwurfs für ein Siebtes Gesetz zur Änderung des Filmförderungsge-

setzes, das am 1. Januar 2014 in Kraft treten soll, ist es, die Teilhabe behinderter Menschen 

an den geförderten Filmen zu verbessern. Entsprechend muss zukünftig von jedem geförder-

ten Film wenigstens eine Endfassung in einer Version mit deutscher Audiodeskription für 

sehbehinderte Menschen und mit deutschen Untertiteln für hörgeschädigte Menschen her-

gestellt werden. Durch eine im Herbst 2012 beschlossene Richtlinienänderung gilt die Ver-

pflichtung zur Herstellung einer entsprechenden barrierefreien Filmfassung bereits unter dem 

aktuell geltenden Filmförderungsgesetz für alle Anträge in der Produktions-, Verleih- und 

Videoförderung, die nach dem 1. Mai 2013 bei der Filmförderungsanstalt (FFA) eingereicht 

werden. Die Herstellung barrierefreier Fassungen ist im Übrigen in der Verleih- und Vide-

oförderung der FFA schon seit der FFG-Novelle 2009 ausdrücklich im Rahmen der FFA-

Förderung anerkennungsfähig. Die Verpflichtung, entsprechende barrierefreie Filmfassungen 

herzustellen, wurde darüber hinaus in der seit 1. Januar 2013 geltenden DFFF-Richtlinie 

aufgenommen. Zudem sollen die Kinos im ab 2014 geltenden FFG verbesserte Förde-

rungsmöglichkeiten für Modernisierungsmaßnahmen erhalten, die der Barrierefreiheit die-

nen. Es besteht darüber hinaus auch die Möglichkeit, die mit dem Kinoprogrammpreis des 

Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien verbundenen Fördermittel für Maß-

nahmen zugunsten der Herstellung oder Verbesserung von Barrierefreiheit in den Kinos ein-

zusetzen. 

Sicherheit und Schutz vor Gewalt 

Der Teilhabebericht zeigt für den Bereich Sicherheit und Schutz vor Gewalt: 

· Frauen und Männer mit Beeinträchtigungen sind häufiger Opfer von angedrohter oder 

erlebter körperlicher, sexueller oder psychischer Gewalt als Menschen ohne Beein-

trächtigungen. Das gilt auch für Kinder und Jugendliche. 

· Täterinnen und Täter sind häufig Partnerinnen und Partner, Familienmitglieder, Ar-

beitskolleginnen und -kollegen oder Mitbewohnerinnen und Mitbewohner in Einrich-

tungen. 

· Ort und Art der erfahrenen Gewalt ist für Frauen und Männer unterschiedlich. 

Die Bedrohung von psychischer Gewalt und psychisch verletzenden Handlungen beeinflusst 

die Teilhabe in allen Lebensbereichen. Der Entwicklung von persönlichkeitsstärkenden Maß-
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nahmen („Empowerment“) kommt deshal
b aus Sicht der Bundesregierung besondere Be-

deutung zu. 

Die Bundesregierung ist im Zusammenwirken mit den Bundesländern bemüht, durch struktu-

relle Maßnahmen (Inklusion, Weiterbildungsangebote, Selbstbehauptungstrainings) und 

durch Beratungsangebote (z. B. barrierefreies Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen) das Risiko, 

Opfer von Gewalttaten zu werden, zu vermindern und den Opfern zu helfen. 

Politik und Öffentlichkeit 

Der Bericht lässt für den Bereich Politik und Öffentlichkeit folgende Befunde erkennen: 

· Menschen mit Beeinträchtigungen nehmen seltener am politischen Leben teil. 

· Menschen mit Beeinträchtigungen aller Altersklassen sind mit der Demokratie durch-

schnittlich weniger zufrieden als Menschen ohne Beeinträchtigungen. 

· Menschen mit Beeinträchtigung interessieren sich deutlich weniger für Politik als 

Menschen ohne Beeinträchtigungen. 

· Die Wahlbeteiligung von jungen Erwachsenen (18 bis 29 Jahre) mit Beeinträchtigun-

gen liegt mit 49 Prozent deutlich unter der ihrer Altersgenossen ohne Beeinträchti-

gungen (71 Prozent). 

Die Bundesregierung sieht, dass die aktive Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben 

von Menschen mit Beeinträchtigungen gestärkt werden muss. 

Die Bundesregierung nutzt die Landtagswahl in Niedersachsen, um Probleme bei der Barrie-

refreiheit von Wahlen auszumachen. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse sollen in die Ge-

winnung von Kriterien für die Barrierefreiheit von Wahlen einfließen. Dabei geht es um die 

barrierefreie Erreichbarkeit der Wahllokale, um deren barrierefreie Gestaltung sowie um die 

Schulung von Wahlhelferinnen und Wahlhelfern. 

Die Bundesministerien für Arbeit und Soziales und des Innern bereiten derzeit die Vergabe einer „Studie zur tatsächlichen Situation von Menschen mit Behinderungen“ bei der Au
s-

übung des aktiven und passiven Wahlrechts vor. 

Typische Teilhabekonstellationen 

Eine Gesamtschau der Indikatoren lässt drei wesentliche Konstellationen erkennen. 

Etwa ein Viertel der Menschen mit Beeinträchtigungen erlebt große Einschränkungen in allen 

betrachteten Lebensbereichen. Typischerweise steht Menschen in dieser Gruppe wenig 

Geld zur Verfügung. Sie sind oft nicht bzw. nicht mehr erwerbstätig und leben vergleichswei-
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se selten in fester Partnerschaft. Sie bewerten ihren Gesundheitszustand häufig als schlecht 

und nehmen nur eine geringe Kontrolle über ihr Leben wahr. 

Über die Hälfte der erwachsenen Menschen mit Beeinträchtigungen kompensieren begrenz-

te Spielräume aufgrund eines schlechten Gesundheitszustands unter anderem durch andere 

Ressourcen wie gutes Einkommen, feste Partnerschaft oder Unterstützung aus dem sozialen 

Umfeld.  

Die Situation eines weiteren Viertels lässt sich durch vergleichsweise große Handlungsspiel-

räume in nahezu allen betrachteten Teilhabefeldern beschreiben. Typischerweise handelt es 

sich hier um vollzeitig erwerbstätige Menschen mit einer guten beruflichen Qualifikation und 

einem sicheren Einkommen. Der Gesundheitszustand wird besser bewertet als bei den an-

deren Gruppen. Auch die gefühlte Selbstbestimmung ist hoch.  

Die Bundesregierung zieht aus diesen Feststellungen die Schlussfolgerung, dass Nachteils-

ausgleiche und Programme differenziert auf besonders gefährdete Gruppen ausgerichtet 

werden müssen. Aus diesem Grund hält es die Bundesregierung auch für erforderlich, die 

Wirksamkeit geltender Regelungen in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen. In die-

sem Kontext stehen die Evaluationen des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des Be-

hindertengleichstellungsgesetzes sowie der Leistungen zur beruflichen Rehabilitation. 

Zentrales Anliegen der Bundesregierung ist es, die Eingliederungshilfe in Richtung eines 

Bundesleistungsgesetzes weiter zu entwickeln. Dies wird eine der wesentlichen gesellschaft-

lichen und sozialpolitischen Aufgaben für die kommende Legislaturperiode sein. 
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Unser Ziel ist es, die Vision einer inklusiven Gesellschaft Wirklichkeit werden zu lassen. Die-

ser Teilhabebericht bietet eine umfassende Bestandsaufnahme von Teilhaberisiken, aber 

auch von Teilhabechancen. Es ist Aufgabe der gesamten Gesellschaft, diese Risiken zu mi-

nimieren und für faire Chancen zu sorgen. Wir alle sind aufgefordert, aktiv Barrieren abzu-

bauen, denn behindern ist heilbar. 

 

  


